 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101557/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. llse Rauhofer in der Beschwerdesache
¥RXBf]R** und *¥**Bf2*** beide ***Bf1-Adr*** vertreten durch ***Bf1*** ***Bf2-Adr***
als Vertreterin gemal § 81 BAO, lber die Beschwerde vom 26. Dezember 2024 gegen den
Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 24. November 2024 betreffend Einheitswert des
land- u. forstwirtschaftlichen Betriebes zum 01.01.2023 (Hauptfeststellung zum 1.1.2023)
*EXEWAZ*** zu Recht erkannt:

I. Der Beschwerde wird gemals § 279 BAO teilweise Folge gegeben und der angefochtene
Einheitswertbescheid vom 24.11.2024 (Hauptfeststellung zum 1.1.2023) abgeandert wie folgt:

,Fur den Grundbesitz

Kok kokk kkk Akkk kkkp7Ekk
GB 1 A***, EZ

KG GSt-Nr Flache (ha)

dekok oKk Kok ok )\ ok * ok ok ) o Kk 0,9996

wird zum 1.1.2023 festgestellt:
1. Art des Steuergegenstandes: forstwirtschaftlicher Betrieb.
2. Es wird gemaR § 25 BewG kein Einheitswert festgestellt

3. Die Zurechnung des Grundbesitzes erfolgte je zur Halfte an ***Bf1*** und

***sz***.”

Der weitere vom Finanzamt am 10.2.2025 erlassene Einheitswertbescheid betreffend
Hauptfeststellung zum 1.1.2023 wird ersatzlos aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.
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Dieses Erkenntnis wirkt gegen alle, die am Gegenstand der Feststellung beteiligt sind (§ 191
Abs. 3 BAO). Mit der Zustellung dieses Erkenntnisses an die nach § 81 BAO vertretungsbefugte
Person gilt die Zustellung an alle als vollzogen (§ 101 Abs. 3 und 4 BAO).

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Einheitswertbescheid vom 24.11.2024 - Hauptfeststellung zum 1.1.2023

Mit Bescheid vom 24.11.2024 zu ***EWAZ*** fiihrte das Finanzamt Osterreich fiir das
Grundstilick Nr. ***2*** FEinlagezahl ***EZneu***, Katastralgemeinde ***1*** ***p*** dje
Hauptfeststellung zum 1.1.2023 durch und traf mit Wirksamkeit ab 1.1.2023 folgende
Feststellungen

1. Art des Steuergegenstandes: forstwirtschaftlicher Betrieb

2. Einheitswert: 150,00 Euro

3. Zurechnung des Einheitswertes: ***Bf1*** und ***Bf2*** Anteil je 1/2, somit je 75,00 Euro.

Begriindet wurde der Bescheid wie folgt:

[...]

Grundsteuermessbescheid vom 24.11.2024 — Hauptveranlagung zum 1.1.2023

Ebenfalls am 24.11.2024 flihrte das FA eine Hauptveranlagung zum 1.1.2023 durch und setzte
fir den oben angefiihrten Grundbesitz den Grundsteuermessbetrag ausgehend vom
festgestellten Einheitswert mit € 0,24 fest.

Beschwerde

Am 26.12.2024 brachten Frau ***Bf1*** und Herr ***Bf2*** (die beschwerdefiihrenden
Parteien, kurz Bf.) Beschwerden gegen den Einheitswertbescheid und gegen den
Grundsteuermessbescheid zum Stichtag 01.01.2023 ein. Die Beschwerde richtet sich gegen die
Feststellung, dass es sich um einen forstwirtschaftlichen Betrieb handle sowie gegen die Hohe
des festgestellten Einheitswertes und daran ankniipfend gegen den festgesetzten
Grundsteuermessbetrag.

Zur Begriindung wurde im Wesentlichen ausgeflihrt, dass das Grundstiick seit vielen Jahren
bewusst Uberhaupt nicht mehr land- und/oder forstwirtschaftlich genutzt werde und sei dies
auch in Zukunft bewusst nicht vorgesehen. Die Flache sei rein als Erholungs- und
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Regenerationsflache erworben worden, um der Natur eine vom Menschen weitgehen
ungestorte Regeneration zu ermaoglichen. Die Flache werde nur aus Liebhaberei gehalten.

Unabhangig davon sei die Grundstiicksflache mit einer Gesamtflache von lediglich 0,99 ha
faktisch zu klein fir eine gewerbliche Nutzung. Den Bf. stiinden keine forstwirtschaftlichen
Betriebsmittel zur Verfliigung und bestiinde kein Recht fiir eine Zufahrt auf das
Waldgrundstiick.

Weiters werde der auf der gegenstandlichen Grundflache befindliche Baumbestand seit
einigen Jahren leider massiv und sukzessive durch starken, klimawandelbedingtem
Borkenkaferbefall reduziert. Aktuell stehe in Summe nur noch etwa 40 % des urspriinglichen
Baumbestandes auf der gegenstandlichen Grundflache und der Borkenkaferbefall fordere
leider weiter jedes Jahr seine Baumopfer. Der Altbaumbestand sei bereits auf einer
zusammenhadngenden Flache von etwa rd. 40 % der Gesamtflache dem Borkenkafer zum Opfer
gefallen; diese Flache betrage somit jedenfalls mehr als 0,3 ha. und werde auch der restliche
Baumbestand zunehmend weiter durch Borkenkaferbefall ausgelichtet. Die Qualitat eines
Hochwaldes sei jedenfalls auf dieser relativ kleinen Flache nicht mehr gegeben.

Zum Beweis wurden Fotos der gerodeten groRen Brache mit Aufnahmedatum 07.04.2021
sowie ein am 14.12.2023 abgerufenes Satellitenbild beigefiigt.

Uberdies wiirden auf der entstanden Ruderalfliche weitgehend ,nur“ Strauchflichen
entstehen (zB Holunder und Eberesche), die sowohl mittel- und langfristig keinen
forstwirtschaftlichen Wert hatten. Da die Ruderalflache zudem ungezaunt sei, sei der
Wildverbiss erheblich.

Beantragt wurde die Aufhebung beider Bescheide und zu erkennen, dass es sich um keine land-
und forstwirtschaftlich genutzte bzw. nutzbare Flache handle. Falls doch seien die
beschriebenen Bewirtschaftungsnachteile durch angemessene Abschlage auf den
angenommenen Hektarsatz zu beriicksichtigen, dh. der Hektarsatz sei um mindestens 30% zu
kiirzen und folglich auch der Grundsteuermessbetrag entsprechend zu reduzieren.

Vorhalteverfahren

In der Folge Gbersandte das FA ein Formular ,Antrag auf Kalamitatsabschlag Forst” an die Bf.
und wies darauf hin, dass zum 01.01.2023 Kalamitatsschaden aus den Jahren 2019, 2020, 2021
und 2022 geltend gemacht werden kdénnten.

Am 6.2.2025 reichte die RKP Steuerberatungsges.m.b.H. fiir die Bf. den Antrag auf
Kalamitatsabschlag sowie eine Bestatigung der Gemeinde ***B*** nach. Im ausgefiillten
Formular wurde erklart, dass folgende flachigen Kalamitatsereignisse durch den
Borkenkaferbefall eingetreten seien:
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Kalenderjahr 2019 3.299 m?
Kalenderjahr 2021 241 m?
Kalenderjahr 2022 608 m?
Summe 4.148 m?

Beschwerdevorentscheidung vom 10.2.2025
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Am 10.2.2025 erlieR das FA eine Beschwerdevorentscheidung, dessen Spruch wie folgt lautet:

»lhre Beschwerde vom 26.12.2024 gegen den Einheitswertbescheid zum 01.01.2023,
Hauptfeststellung mit Wirksamkeit ab 01.01.2023, vom 24.11.2024 wird teilweise

stattgegeben.”
Die Begriindung lautet wie folgt:

,Die Feststellung erfolgte laut Antrag.

Ihrer Beschwerde war in Bezug auf Kalamitétsschdden fiir den Forst statt zu geben.
Jedoch nicht in Bezug auf Nichtwaldfeststellung. Siehe abweisendes BFG Erkenntnis GZ.

RV/7103863/2024."

Anmerkung BFG: gemeint ist offensichtlich das Erkenntnis BFG 08.11.2024,
RV/7103863/2023 betreffend Abgabe und Beitrage von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben fiir die Jahre 2020 bis 2022).

(neuer) Einheitswertbescheid zum 01.01.2023 - Hauptfeststellung zum 1.1.2023

Zusatzlich zur Beschwerdevorentscheidung erliel das FA am 10.2.2025 einen neuen
Einheitswertbescheid zum 1.1.2023 (Hauptfeststellung zum 1.1.2023). Darin wurde
1. die Art des Steuergegenstandes unverandert mit forstwirtschaftlicher Betrieb festgestellt.

Der Spruchpunkt 2. lautet nunmehr: ,,Es wird kein Einheitswert festgestellt”

3. Die Zurechnung erfolgte weiterhin je zur Hélfte an Frau ***Bf1*** und Herr ***Bf2***,

Die Begriindung lautet wie folgt:

[...]
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Bescheid iiber die Abanderung gemal} § 295 BAO des Grundsteuermessbescheides
zum 01.01.2023

Weiters erliel das FA am 10.2.2025 einen Bescheid lber die Abdanderung gemafd § 295 BAO des
Grundsteuermessbescheides zum 01.01.2023. Darin wurde ausgesprochen, dass der
Grundsteuermessbetrag nicht festgesetzt wird, weil fiir den Grundbesitz kein Einheitswert
festgestellt wurde

Eine Beschwerdevorentscheidung wurde hinsichtlich der Beschwerde gegen den
Grundsteuermessbescheid vom 24.11.2024 (Hauptveranlagung zum 1.1.2023) nicht erlassen

Vorlageantrag betreffend den Einheitswertbescheid zum 01.01.2023 sowie
Beschwerden gegen den Einheitswertbescheid und den Grundsteuermessbescheid
zum 01.01.2024

In der Folge brachten die Bf. am 03.03.2025 einen Antrag auf Vorlage der Beschwerde gegen
den Einheitswertbescheid zum 01.01.2023 ein.

Vorlagen ans BFG

Mit Vorlagebericht vom 22.5.2025 legte das FA die Beschwerden gegen den
Einheitswertbescheid zum 1.1.2023 und gegen den Grundsteuermessbescheide zum 1.1.2023
dem BFG zur Entscheidung vorgelegt.

Beweisaufnahme

Vom BFG wurde Beweis erhoben durch Einsicht in die vom Finanzamt elektronisch vorgelegten
Aktenteile sowie durch Abfrage im Grundinformationssystem (GRUIS) zu ***EWAZ*** und

ergibt sich daraus der oben dargestellte Verfahrensablauf.

Weiters wurde eine Abfrage im Grundbuch hinsichtlich des Grundstlickes getatigt und ergibt
sich daraus, dass das Grundstiick mit der Bentitzungsart Wald eingetragen ist.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Mit Kaufvertrag vom 07.06.2019 erwarben Frau ***Bf1*** und Herr ***Bf2*** (die
nunmehrigen beschwerdefiihrenden Parteien, kurz Bf.) das Grundstlick Nr. ***2%**,
inneliegend in der ***EZalt*** KG ***1*** ***pA*** (kurz das Grundstiick), von der
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Marktgemeinde ***B*** je zur Halfte und wurde hierfiir die neue Einlagezahl ***EZneu***
eroffnet.

Das Grundstiick befindet sich im politischen Bezirk ***C*** in der politischen Gemeinde
**xp*** ynd hat ein AusmaR von 9996 m2. Im Kataster war das Grundstiick zum 1.1.2023 (und
ist es nach wie vor) mit der Benlitzungsart "Wald" ausgewiesen.

Der Wald wird seit dem Erwerb durch die Bf. nicht bewirtschaftet und haben die Bf. auch in
Zukunft weder vor, den Wald selbst zu bewirtschaften noch Dritten die Bewirtschaftung zu
gestatten. Das Grundstlick dient als Erweiterung des Gartens der persdnlichen Erholung der Bf.
und soll unberihrt bleiben. Eingegriffen wird lediglich, wenn es unbedingt notwendig ist.

Zum Stichtag 1.1.2023 waren Frau ***Bf1*** und Herr ***Bf2*** je zur Halfte Eigentimer des

Grundstickes.

Bereits vor dem Erwerb durch die Bf. ist der Baumbestand vom Borkenkafer sehr stark
geschadigt worden und hat das Grundstiick durch im Jahr 2019 erfolgte Schlagerungen eine
Brachflache im AusmaR von 3.299 m? aufgewiesen. Wegen weiterer Kalamititsschidden auf
Grund des Borkenkéaferbefalls wurden im Jahr 2021 zusatzlich 241 m? und im Jahr 2022 608 m?
geschlagert.

Es liegt zu den hier maRgeblichen Stichtagen weder eine dauernde Rodungsbewilligung noch
ein sonstiger Bescheid der Forstbehorde Uber eine davon abweichende Feststellung eines
Grundstucksteiles als Wald vor und ist auf Grund der Waldvermutung iSd 3 Abs. 1 ForstG von
einem Gesamtumfang des forstwirtschaftlichen Vermégens zum 1.1.2023 von ha 0,9996
auszugehen.

Es liegt zum Stichtag kein Bescheid der Forstbehoérde liber eine Schutzwaldfeststellung nach
§ 21 ForstG vor.

2. Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich weitgehend aus den vom Finanzamt (ibermittelten
Teilen des Aktes ***EWAZ*** und ist im Wesentlichen unstrittig.

Die Absicht der Bf., wie sie das Grundstiick weiter nutzen moéchten, ergibt sich aus den
Schriftsdtzen der Bf. und wird auch vom Finanzamt nicht in Frage gestellt.

Die Eintragung der Benitzungsart ,Wald“ im Grundstlickskataster ergibt sich aus dem
eingesehenen Grundbuch.

Das Ausmal der Kalamitatsschaden auf Grund des Borkenkéaferbefalls sowie das Kalenderjahr
der deshalb durchgefiihrten Schlagerungen ergibt sich aus dem am 6.2.2025 ans Finanzamt
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Ubermittelten Antrag der Bf. und der damit Gibereinstimmenden Bestatigung der Gemeinde
**kxB*** Diese Tatsachen wurden auch vom FA bei der am 10.2.2025 erfolgten Erlassung der
Beschwerdevorentscheidung sowie eines weiteren Hauptfeststellungsbescheides zum 1.1.2023
bericksichtigt und besteht fiir das BFG kein Anlass, die Richtigkeit der Angaben der Bf. in
Zweifel zu ziehen.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (teilweise Stattgabe und Abanderung des
Einheitswertbescheides zum 1.1.2023)

Rechtslage

Das Bewertungsgesetz 1955 (kurz BewG) lautet in der geltenden Fassung auszugsweise wie
folgt:

§ 20 Hauptfeststellung

(1) Die Einheitswerte werden allgemein festgestellt (Hauptfeststellung) in Zeitabstédnden
von je neun Jahren fiir die wirtschaftlichen Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen
Vermégens und des Grundvermégens, fiir die Betriebsgrundstiicke und die
Gewerbeberechtigungen.

(2) Der Hauptfeststellung werden die Verhdiltnisse zu Beginn des Kalenderjahres
(Hauptfeststellungszeitpunkt) zugrunde gelegt. Die Vorschriften im § 65 liber die
Zugrundelegung eines anderen Zeitpunktes bleiben unberiihrt.

(3) Die gemdf3 Abs. 1 festzustellenden Einheitswerte werden erst mit Beginn des
jeweiligen Folgejahres wirksam. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die zur
vorangegangenen Hauptfeststellung festgestellten Einheitswerte, soweit nicht die
Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung von Fortschreibungen oder Nachfeststellungen
gemdfs §§ 21 und 22 gegeben sind; beim Vorliegen der erwéhnten Voraussetzungen sind
Fortschreibungen und Nachfeststellungen auch zu den Hauptfeststellungszeitpunkten
gemdf3 Abs. 1 Z 1 durchzufiihren.

§ 20d

Die zum 1. Jénner 2023 vorgesehene Hauptfeststellung der Einheitswerte fiir
wirtschaftliche Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Vermégens ist in der Form
durchzufiihren, dass ausschlieflich klimatische Kriterien auf Basis eines Temperatur- und
Niederschlagsindex sowie eine Neubewertung der BetriebsgréfSe neu beriicksichtigt
werden. Die im Zusammenhang mit der Hauptfeststellung zum 1. Jénner 2014
ergangenen Kundmachungen gelten weiter und sind nur insoweit zu berichtigen, als
sie davon betroffen sind. Die Hauptfeststellungsbescheide haben bis zum 30. September
2023 zu ergehen. § 20 Abs. 3 ist nicht anzuwenden.

§ 25 Abrundung der Einheitswerte und Nichtfeststellung geringfiigiger Einheitswerte
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Die Einheitswerte sind auf volle 100 Euro nach unten abzurunden. Abweichend hievon
sind Einheitswerte beim land- und forstwirtschaftlichen Vermdégen sowie bei den
Betriebsgrundstiicken gemdfs § 60 Abs. 1 Z 2 zwischen 150 Euro und weniger als 200
Euro mit 150 Euro festzusetzen. Einheitswerte, deren Héhe

1. beim land- und forstwirtschaftlichen Vermdgen sowie bei den Betriebsgrundstiicken
gemdfs § 60 Abs. 1 Z 2 geringer ist als 150 Euro und

2. beim Grundvermégen sowie bei den Betriebsgrundstiicken gemdf$ § 60 Abs. 17 1
geringer ist als 400 Euro,

sind nicht festzustellen.
§ 44 BewG:

Nach Beratung im Bewertungsbeirat trifft das Bundesministerium fiir Finanzen (ber den
Gegenstand der Beratung die Entscheidung. Durch die Kundmachung der
Entscheidungen im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung” erhalten diese fiir die Haupt- oder
Neufeststellung der Einheitswerte und fiir alle Fortschreibungen und
Nachfeststellungen bis zur nédchsten Haupt- oder Neufeststellung rechtsverbindliche
Kraft. War der Einheitswert eines Vergleichsbetriebes bereits vor der Bekanntgabe
seiner Betriebszahl festgestellt, so gilt die Feststellung des Einheitswertes als nicht
erfolgt.

§ 46 BewG:

(1) Zum forstwirtschaftlichen Vermégen gehéren alle Teile einer wirtschaftlichen
Einheit, die dauernd einem forstwirtschaftlichen Hauptzweck dienen
(forstwirtschaftlicher Betrieb).

Einem forstwirtschaftlichen Hauptzweck dienen insbesondere Fldichen, die Wald im
Sinne des Forstgesetzes 1975 sind.

(2) Fiir die Bewertung des forstwirtschaftlichen Vermégens sind die §§ 30 bis 32 Abs. 2
und 4, §§ 35, 39 Abs. 1 zweiter Satz, § 39 Abs. 27 1 lit. b, §§ 40, 41, 42 und 44
entsprechend anzuwenden, soweit sich nicht aus den folgenden Absdtzen etwas anderes
ergibt. Eingeschlagenes Holz rechnet nur insoweit zum Uberbestand an umlaufenden
Betriebsmitteln, als es den betriebsplanmdfigen jdhrlichen Einschlag libersteigt.

(3) Der forstwirtschaftliche Ertragswert ist ausgehend vom Hektarsatz eines nicht
aussetzenden Betriebes mit regelmdfigen Altersklassen (Normalwaldbetrieb) und
glinstigen forstwirtschaftlichen Bewirtschaftungsbedingungen abzuleiten. Die
Hektarsdtze fiir das forstwirtschaftliche Vermégen ergeben sich nach dem Verhiiltnis
zum Normalwaldbetrieb und sind nach den verschiedenen in Betracht kommenden
Baumarten, Ertragsklassen und erzielbaren Holzpreisen sowie vom Umstand, ob auf
Grund der forstwirtschaftlichen Betriebsgréfie eine liberwiegend regelmdfige Nutzung
méglich ist, zu differenzieren. Weichen die tatsdchlichen Verhdltnisse davon ab, erfolgt
eine Berlicksichtigung durch Zu- oder Abschldge. Zu diesem Zweck kann der
Bundesminister fiir Finanzen nach Beratung in der forstwirtschaftlichen Abteilung des
Bewertungsbeirates mit rechtsverbindlicher Kraft feststellen

1. von welchem Wert fiir die Flicheneinheit (Hektar) eines Betriebes mit liberwiegend
regelmdfiger forstwirtschaftlicher Nutzung und regelmdfigen Altersklassenverhdltnis
auszugehen ist (Hektarsatz);
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2. mit welchem Hundertsatz des nach Z 1 festgestellten Hektarsatzes die einzelnen
Altersklassen anzusetzen sind;

3. mit welchem Hektarsatz Mittelwald-, Niederwald- und Auwaldbetriebe, Schutz- oder
Bannwidlder und sonstige in der Bewirtschaftung eingeschréinkte Wiéilder oder derartige
Fléchen innerhalb anderer Betriebe anzusetzen sind;

4. die forstwirtschaftliche BetriebsgréfSe, ab der liberwiegend regelmdfige
forstwirtschaftliche Nutzungen méglich sind.

(4) Bei der Feststellung der Hektarsdtze nach Abs. 3 sind die tatséichlichen Verhdltnisse
hinsichtlich der natiirlichen Ertragsbedingungen wie insbesondere Betriebsklassen,
Holzarten, Standortbedingungen und Schéden weiters hinsichtlich der
Vermarktungsméglichkeiten und des Holzbestandes zugrunde zu legen. Hinsichtlich der
librigen Umstdnde und der Bewirtschaftungsbedingungen sind regelmdfige
Verhdltnisse zu unterstellen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich des Bestandes an
Betriebsmitteln und der BetriebsgréfSe. Als regelmdfSig im Sinne des zweiten Satzes ist
anzusehen, dass Nebenbetriebe, ausgenommen solche gemdf § 40 Z 1 lit. c,
Sonderkulturen, Rechte und Nutzungen (§ 11) sowie Gebdude nicht vorhanden sind und
Nebennutzungen nicht erzielt werden.

(5) Der ermittelte Ertragswert ist durch einen Abschlag zu vermindern oder durch einen
Zuschlag zu erhéhen, wenn die tatséichlichen Verhdltnisse der im Abs. 4 zweiter bis
vierter Satz bezeichneten Ertragsbedingungen von den regelmdfigen Verhdltnissen, die
bei der Feststellung der Hektarsditze unterstellt worden sind, wesentlich abweichen und
diese Abweichung zu einer wesentlichen Minderung oder Steigerung der
Ertragsféhigkeit fiihrt. § 40 Z 2 gilt entsprechend. Das Wohngebdude des
Betriebsinhabers oder der seiner Wohnung dienende Gebdudeteil gehért abweichend
von § 32 Abs. 4 nicht zum forstwirtschaftlichen Vermégen. Gehért das Wohngebdiude zu
Grundstiicksfldchen, die gemdfs Abs. 6 zu bewerten sind, findet § 33 entsprechend
Anwendung.

(6) Bei der Feststellung des Einheitswertes eines forstwirtschaftlichen Betriebes sind
landwirtschaftlich genutzte Grundstiicksfldchen unbeschadet der Bestimmungen des §
39 Abs. 2 Z 1 durch Ermittlung des Hektarsatzes nach dem Verhdltnis ihrer
Ertragsféhigkeit zu derjenigen der landwirtschaftlichen Vergleichsbetriebe zu bewerten.
Die Bestimmungen des § 39 Abs. 2 Z 3, 4 und 5 sowie § 39 Abs. 3 und 4 gelten
entsprechend.”

Auf Grund des § 46 Abs 2 und 3 in Verbindung mit § 44 des Bewertungsgesetzes hat der
Bundesminister fir Finanzen, nach Beratung in der forstwirtschaftlichen Abteilung des
Bewertungsbeirates, hinsichtlich der Bewertung von forstwirtschaftlichem Vermaogen fir die
Hauptfeststellung zum 1.1.2014 eine Verordnung erlassen (Kundmachung des BMF Uber die
Bewertung von forstwirtschaftlichem Vermoégen (GZ BMF-010202/0104-V1/3/2014, verlautbart
im Amtsblatt zur Wiener Zeitung am 05.03.2014), die durch eine weitere Kundmachung des
Bundesministers fiir Finanzen im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" vom 11. Februar 2021 zur GZ:
BMF-010202/0104-VI1/3/2014 fur Stichtage ab dem 1.1.2021 teilweise neu gefasst wurde (kurz
Bewertungsrichtlinie Forst).
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Flr Kleinstbetriebe mit einer Waldflache bis zu 10 Hektar sieht die Bewertungsrichtlinie Forst
in § 14 eine pauschale Bewertung mit den in der Anlage 13 genannten Hektarsatzen vor. Zum
1.1.2014 enthielt die Anlage 13 Hektarsatze je politischem Bezirk, seit 1.1.2023 werden die
Hektarsatze fir jede politische Gemeinde gesondert verordnet.

Weiters sieht § 14 der Bewertungsrichtlinie Forst einen Abschlag vom Hektarsatz wie folgt vor:

»Liegen auf Grund von Schdden durch héhere Gewalt voriibergehend nicht bestockte
Holzbodenflidchen (Bl6f3en) und/oder bereits verjiingte bzw. wiederaufgeforstete
Fldchen im Umfang von mehr als 20% auf den mit dem regionalen Hektarsatz
bewerteten Fléchen vor, sind diese Hektarsdtze bei Vorlage eines Nachweises auf Antrag
um 30% zu kiirzen. Dabei sind nur zusammenhdngende Fldchen von mindestens 0,3
Hektar oder von mehr als 80% der gesamten forstwirtschaftlich genutzten Fléiche der
wirtschaftlichen Einheit zu beriicksichtigen, bei denen das Schadereignis nicht Iénger als
vier Jahre zuriickliegt.

Nach § 15 Abs. 2 der Bewertungsrichtlinie Forst ist § 14 zweiter bis vierter Satz erstmals fir
Stichtage ab dem 1.1.2021 anzuwenden. Wird ein solcher Abschlag im Rahmen einer
Wertfortschreibung zum Stichtag 1.1.2021 gewahrt, so sind bis zum Stichtag 1.1.2023
abweichend fiir die Berechnung des AusmaRes der Schadigung die Jahre ab 2017
heranzuziehen.

Nach § 186 Abs. 1 BAO sind unbeschadet anderer gesetzlicher Anordnungen die Einheitswerte
fir wirtschaftliche Einheiten oder Untereinheiten im Sinn des Bewertungsgesetzes 1955, BGBI.
Nr. 148, gesondert festzustellen, wenn und soweit diese Feststellung fiir die Geltendmachung
von Abgabenanspriichen von Bedeutung ist.

Nach § 186 Abs. 2 BAO sind die gesonderten Feststellungen gemal} Abs. 1 einheitlich zu
treffen, wenn an dem Gegenstand der Feststellung mehrere Personen beteiligt sind.

Mit der Feststellung des Einheitswertes sind gemal § 186 Abs. 3 BAO Feststellungen (iber die
Art des Gegenstandes der Feststellung und dariber zu verbinden, wem dieser zuzurechnen ist
(§ 24). Sind an dem Gegenstand mehrere Personen beteiligt, so ist auch eine Feststellung
darliber zu treffen, wie der festgestellte Betrag sich auf die einzelnen Beteiligten verteilt.

Erwagungen zur Hauptfeststellung zum 1.1.2023

Grundsatzlich gilt fur eine Hauptfeststellung, dass unabhangig von bisher festgestellten
Einheitswerten diese neu festzustellen sind. Dabei sind samtliche Wertverhaltnisse neu zu
Uberprifen und zu gewichten. Auch rechtsverbindlich kundgemachte Bewertungsgrundlagen
treten auller Kraft. § 20d BewG schrankt dies fiir die Hauptfeststellung zum 1.1.2023 ein. Es
werden nur Wertverhaltnisse neu bertlicksichtigt, wenn diese entweder auf einen Temperatur-
Niederschlagsindex, T/N-Index, zurickzufiihren oder auf den Einfluss der BetriebsgroRe
begrindet sind. Andere wertbeeinflussende Faktoren der wirtschaftlichen oder natirlichen
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Ertragsbedingungen sowie aus ibrigen Umstanden bleiben unberiicksichtigt. AuBerdem treten
die rechtskraftig kundgemachten Bewertungsgrundlagen nicht automatisch auBer Kraft. Fiir
das forstwirtschaftliche Vermogen wurden die pauschalen Hektarsatze fiir Betriebe bis zehn
Hektar Forst (Kleinstwald) neu festgelegt, fir Betriebe zwischen zehn und hundert Hektar Forst
(Kleinwald) wurde fiir bis zehn Jahre alte Bestdnde ein geringerer Hundertsatz festgelegt, der
auf den Hektarsatz anzuwenden ist. Bei den Vergleichsbetrieben, Weinbauvergleichsbetrieben
und pauschalen Hektarsatzen fiir Forstbetriebe bis zehn Hektar Forst wurden auch
Veranderungen der tatsachlichen Verhaltnisse bericksichtigt. Ansonsten normiert die
Kundmachung vom 21.3.2023 ausdriicklich die Weitergeltung von rechtsverbindlichen
Kundmachungen fiir die Hauptfeststellung zum 1.1.2014. Die Hauptfeststellung kommt daher
ohne allgemeine Erklarungen aus. Eine Erklarungspflicht besteht nur noch insoweit, als
zusatzlich auch Anderungen der tatsichlichen Verhiltnisse erfolgt sind (vgl. Bewertungsgesetz:
Kommentar, Twaroch/Wittmann/Frihwald, Kommentar zum Bewertungsgesetz (31. Lfg 2023)
§ 20d Rz 1).

Bei einer Hauptfeststellung kommt eine Feststellung des Einheitswertes auf null nicht in
Betracht, da die Einheitswerte aus der vorherigen Hauptfeststellungsperiode ex lege auer
Kraft treten. Grundsteuerveranlagungen (und davon abgeleitet auch alle vom
Grundsteuermessbetrag abgeleiteten Abgaben und Beitrage einschlieflich der
Kammerumlagen) aus den Vorperioden gelten gemall § 20 Abs 3 GrStG ex lege als
Vorauszahlung (vgl. Twaroch/Wittmann/Friihwald, Kommentar zum Bewertungsgesetz (31. Lfg
2023) § 21 BewG Rz 41)

Hauptfeststellungsbescheide umfassen Feststellungen zu einem bestimmten Zeitpunkt Gber
die Art des Grundbesitzes (Spruchpunkt 1.), Gber die Hohe des Einheitswertes (Spruchpunkt 2.)
und Uber die Zurechnung (Spruchpunkt 3.).

In der Beschwerde werden von den Bf. die Feststellungen (iber Art des Grundbesitzes und tber
die Hohe des Einheitswertes bekampft.

Art des Grundbesitzes

Fir die Art des Grundbesitzes ist relevant, dass zum Bewertungsstichtag 1.1.2023 fiir das
Grundstick im Grundsteuerkataster die Benlitzungsart ,Wald“ eingetragen war.

Zur Klarung der Frage, ob eine bestimmte Flache ein Wald im Sinne des Forstgesetzes 1975
(kurz ForstG) ist, enthalt das ForstG folgende gesetzliche Definitionen:

§ 1a ForstG

»(1) Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes sind mit Holzgewdchsen der im Anhang
angefiihrten Arten (forstlicher Bewuchs) bestockte Grundfldchen, soweit die Bestockung
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mindestens eine Fléche von 1 000 m? und eine durchschnittliche Breite von 10 m
erreicht.

(2) Wald im Sinne des Abs. 1 sind auch Grundfldchen, deren forstlicher Bewuchs infolge
Nutzung oder aus sonstigem Anlaf8 voriibergehend vermindert oder beseitigt ist.

(3) Unbeschadet ihrer besonderen Nutzung gelten als Wald im Sinne des Abs. 1 auch
dauernd unbestockte Grundflédchen, insoweit sie in einem unmittelbaren réumlichen und
forstbetrieblichen Zusammenhang mit Wald stehen und unmittelbar dessen
Bewirtschaftung dienen (wie forstliche Bringungsanlagen, Holzlagerplitze,
Waldschneisen und Riickewege)."

§ 2 ForstG

»(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind auch auf den forstlichen Bewuchs in
der Kampfzone des Waldes und auf Windschutzanlagen anzuwenden, ungeachtet der
Beniitzungsart der Grundfldchen und des flichenmdfigen Aufbaues des Bewuchses.

(2) Unter der Kampfzone des Waldes ist die Zone zwischen der natiirlichen Grenze
forstlichen Bewuchses und der tatsdchlichen Grenze des geschlossenen Baumbewuchses
zu verstehen.

(3) Unter Windschutzanlagen sind Streifen oder Reihen von Bdumen oder Stréuchern zu
verstehen, die vorwiegend dem Schutz vor Windschéden, insbesondere fiir
landwirtschaftliche Grundstiicke, sowie der Schneebindung dienen."

§ 3 ForstG:

»§ 3. (1) Ist eine Grundfldche (Grundstiick oder Grundstiicksteil) im Grenzkataster oder
im Grundsteuerkataster der Beniitzungsart Wald zugeordnet und wurde

1. fiir diese Grundfldche eine dauernde Rodungsbewilligung nicht erteilt oder

2. eine angemeldete dauernde Rodung dieser Grundfléiche nicht gemdf$ § 17a
durchgefiihrt,

so gilt sie als Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes, solange die Behérde nicht
festgestellt hat, dass es sich nicht um Wald handelt.

(2) Die Behorde hat von allen Bescheiden, die fiir die Eintragung der Beniitzungsart
Wald im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster von Bedeutung sind, wie
Rodungsbewilligungen und Bescheide (iber die Feststellung eines Grundstlickes oder
Grundstiicksteiles als Wald, nach Eintritt der Rechtskraft eine Ausfertigung dem
Vermessungsamt zu libermitteln."

Nach Wakounig/Trauner, SWK-Spezial Die land- und forstwirtschaftliche Hauptfeststellung?
(2023), Seite/Rz 78-80 ist die Rechtseigenschaft Wald grundsatzlich unabhangig von der im
Kataster vermessungsrechtlich eingetragenen Benlitzungsart. Ausnahme ist die widerlegbare
Rechtsvermutung gem. § 3 ForstG, wonach eine im Kataster als Wald ausgewiesene
Grundflache als Wald gilt, solange die (Forst-)Behorde nicht festgestellt hat, dass es sich nicht
um Wald handelt oder eine Rodungsbewilligung erteilt hat oder ein Antrag auf Rodung gestellt
wurde.
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Zum Argument der Bf., dass das Grundstiick mit knapp unter einem Hektar fiir eine
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung zu klein sei, ist auf die Bestimmung des § 1a ForstG zu
verweisen, der eine MindestgréRe von bloR 1.000 m? fur die Qualifizierung als ,,Wald“ vorsieht.

Im Hauptbuch des Grundbuches sind die Eintragungen des Grundsteuer- oder Grenzkatasters
Uber die Benltzungsarten, das FlaichenausmaR und die Anschrift der Grundstlicke
wiederzugeben (§ 2 Abs. 2 Grundbuchsumstellungsgesetz).

Soweit sich § 3 Abs. 1 Forstgesetz 1975 auf die Eintragungen im Grenz- bzw
Grundsteuerkataster bezieht, kdnnen durch die Verknipfung des Grundbuches mit den beiden
Katastern auch die Grundbuchsdaten als Grundlage der Beurteilung herangezogen werden.

Aufgrund der Eintragung der Benlitzungsart der hier gegenstandlichen Grundstiicke im
Grundbuch als Wald und mangels Vorlage einer anderslautenden Feststellung der
Forstbehorde, greift die Vermutung des § 3 Abs. 1 Forstgesetz 1975. Es liegt somit Wald im
Sinne des Forstgesetzes vor. Dass die Waldparzellen, wie die Bf. in der Beschwerde ausfiihrt
weder betrieblich noch forstwirtschaftlich genutzt werden, kann an der gesetzlichen
Vermutung nichts dndern (vgl. zur Waldvermutung BFG 14.04.2020, RV/7100700/2018 sowie
BFG 03.11.2022, RV/7100101/2018).

Der in der Bescheidbegriindung verwendete Begriff "Wirtschaftswald-Hochwald" findet sich
weder im Forstgesetz 1975 noch im Bewertungsgesetz 1955. Alleine die angefiihrte
Kundmachung verwendet zwar diesen Begriff, allerdings nicht im Zusammenhang mit
Kleinstbetrieben. Alleine die Verwendung des Begriffes in der Begriindung des
Einheitswertbescheides hat allerdings keine Auswirkung auf die Berechnung des Ertragswertes
(vgl. dazu abermals BFG 03.11.2022, RV/7100101/2018).

Zu den im Vorlageantrag geltend gemachten verfassungsrechtlichen Bedenken wird auf den
Beschluss VfGH 20.11.2018, E 479/2017, ergangen zu BFG 10.1.2017, RV/4100647/2016,
verwiesen. Die erkennende Richterin schlieft sich der bisherigen Rechtsprechung des BFG, in
der die Anregung eines Verordnungspriifungsverfahren hinsichtlich der pauschalen
Hektarsatze fur Kleinstwalder stets verneint wurde, an. Vor dem Hintergrund der
Rechtsprechung zur Zuldssigkeit sachlich begriindeter pauschalierender Regelungen ist nicht zu
erkennen, dass der Verordnungsgeber das ihm durch § 46 Abs 3 eingerdumte Ermessen
Uberschritten hatte, wenn er fir Kleinstwalder einen regional einheitlichen Hektarsatz festlegt
(vgl. dazu ua BFG 27.11.2019, RV/1100464/2017).

Das Finanzamt ist entsprechend der Bestimmung des § 3 Abs. 1 ForstG Uber die
Waldvermutung zu Recht davon ausgegangen, dass es sich beim gegenstdndlichen Grundstiick
um Wald im Sinne des Forstgesetzes 1975 handelt und wurde daher die Art des Grundbesitzes
im Spruchpunkt 1. zu Recht mit , forstwirtschaftlicher Betrieb” festgestellt.
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Zur Hohe des Einheitswertes

Auch die im Bescheid vom 24.11.2024 vorgenommene Ermittlung des Ertragswertes mit

€ 176,93 unter Anwendung des verordneten Hektarsatz von € 177,00 fur forstwirtschaftlich
genutzte Flachen in der politischen Gemeinde ***B*** (siehe die Anlage 13 der
Bewertungsrichtlinie Forst) entspricht den gesetzlichen Bestimmungen in Verbindung mit der
Verordnung. Nach § 14 der Bewertungsrichtlinie Forst ist eine Kiirzung des Hektarsatzes wegen
Kalamitatsschaden nur auf Antrag und bei Vorlage eines Nachweises vorgesehen. Ein solcher
Antrag wurde beim Finanzamt bis zu Erlassung des Hauptfeststellungsbescheides nicht
eingebracht, weshalb der angefochtene Bescheid rechtmaRig erging.

GemaR 270 BAO ist von der Abgabenbehorde auf neue Tatsachen, Beweise und Antrage, die
der Abgabenbehorde im Laufe des Beschwerdeverfahrens zur Kenntnis gelangen, Bedacht zu
nehmen, auch wenn dadurch das Beschwerdebegehren gedndert oder erganzt wird. Dies gilt
sinngemal’ fir dem Verwaltungsgericht durch eine Partei oder sonst zur Kenntnis gelangte
Umstdnde.

Im Zuge des Beschwerdeverfahrens brachten die Bf. am 6.2.2025 ein Antrag samt Nachweis
auf Abschlag wegen Kalamitatsschaden beim FA ein. Das FA sah zum Stichtag 1.1.2023 die
Voraussetzungen fiir den Kalamitatsabschlag von 30 % fir gegeben an, wie sich aus der
Begriindung der Beschwerdevorentscheidung vom 10.2.2025 und der Begriindung des
ebenfalls am 10.2.2025 erlassenen neuen Einheitswertbescheides zum 1.1.2023 (weiterer
Hauptfeststellungsbescheid zum 1.1.2023) ergibt.

Nach dem Wortlaut der Bestimmung des § 14 in Verbindung mit § 15 der Bewertungsrichtlinie
Forst ist der Abschlag wegen Kalamitadtsschaden an folgende Voraussetzungen geknipft:

- es muss eine zusammenhangende Flache von mindestens 0,3 Hektar oder von mehr als 80%
der gesamten forstwirtschaftlich genutzten Flache der wirtschaftlichen Einheit betroffen sein
und

- das Schadensereignis darf nicht langer als vier Jahre zurlickliegen, bis zum Stichtag 1.1.2023
sind abweichend fiir die Berechnung des Ausmaldes der Schadigung die Jahre ab 2017
heranzuziehen

- es muss ein Antrag unter Vorlage eines Nachweises beim Finanzamt eingebracht werden.

Das Schadensereignis ist hier die Schadigung der Baume durch den Borkenkaferbefall und das
Absterben groRerer Waldflachen. Nach den Angaben der Bf. im Antrag war das
Schadensereignis im Wesentlichen im Jahr 2019 und 3.299 m? bereits im Jahr 2019 betroffen,
zum Stichtag 1.1.2023 war insgesamt eine Flache von 4.148 m? geschidigt. GemaR § 270 BAO
ist zu berlcksichtigen, dass nach der Erlassung des angefochtenen Bescheides auch die weitere
materiell-rechtliche Voraussetzung flir den Kalamitatsabschlag durch die am 6.2.2025 erfolgte
Antragstellung samt Vorlage eines Nachweises erfiillt wurde. Durch die Berlicksichtigung eines
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Kalamitatsabschlages von 30% verringert sich der Ertragswert des Grundstiickes zum 1.1.2023
somit von € 176,93 auf € 123,85 und betragt damit unter € 150,00.

§ 25 BewG bestimmt, dass geringfligige Einheitswerte - beim land- und forstwirtschaftlichen
Vermoégen Einheitswerte deren Hohe geringer ist als 150 Euro - nicht festzustellen sind.

Nach § 279 Abs. 1 BAO hat das Verwaltungsgericht auller in den Fallen des § 278 BAO
[Formalentscheidungen] immer in der Sache selbst mit Erkenntnis zu entscheiden. Es ist
berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung seine Anschauung an die
Stelle jener der Abgabenbehorde zu setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach
jeder Richtung abzudndern, aufzuheben oder die Bescheidbeschwerde als unbegriindet
abzuweisen.

Die Abanderungsbefugnis des Verwaltungsgerichtes ist lediglich durch die Sache beschrankt;
"Sache" ist die Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches erster Instanz gebildet hat (vgl.
Ritz/Koran, BAO-Kommentar, § 279 BAO, Tz 38 f). "Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist jene
Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches des angefochtenen Bescheides der
Abgabenbehorde erster Instanz gebildet hat (vgl. ua. VwGH 20.11.1997, 96/15/0059).

Das Verwaltungsgericht hat grundsatzlich von der Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt seiner
Entscheidung auszugehen. Veranderungen im Sachverhalt sind in der Regel zu beriicksichtigen
(vgl. VWGH 28.5.1993, 93/17/0049). Es ist Aufgabe des Verwaltungsgerichtes neuerlich zu
entscheiden und zwar so, als ob die "Sache" (hier: Hauptfeststellung zum 1.1.2023) erstmals
nach den fiir sie geltenden materiell-rechtlichen Bestimmungen unter Beachtung der
Verfahrensgrundsatze behandelt wiirde (Reformation).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ergeht ein Bescheid, mit dem festgestellt
wird, dass keine Veranlagung durchzufiihren ist, in derselben Sache, in der der
Abgabenbescheid ergangen ware, wenn die Abgabenbehdrde das Vorliegen der
Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung einer Veranlagung bejaht hatte. Das
Verwaltungsgericht darf sich nicht darauf beschranken, den angefochtenen erstinstanzlichen
Bescheid aufzuheben und das Finanzamt anzuweisen, einen so genannten
"Nichtveranlagungsbescheid" zu erlassen. Das Verwaltungsgericht hat diesen Bescheid
allenfalls selbst zu erlassen (vgl. dazu ua. VWGH 23.10.1990, 89/14/0302 und VwGH
08.11.1989, 85/13/0190).

Selbst im Falle des Vorliegens einer res iudicata darf das Verwaltungsgericht den bei ihm
angefochtenen Bescheid nicht ersatzlos aufheben, sondern hatte die Beschwerde mit der
Malgabe abweisen missen, dass der verfahrenseinleitende Antrag wegen entschiedener
Sache zuriickgewiesen wird (vgl. Kolonovits/Muzak/Stoger, Grundriss des Gsterreichischen
Verwaltungsverfahrensrechts11 [2019], Rz 833 und die dort referierte hg. Judikatur). Eine
ersatzlose Aufhebung (meritorische Entscheidung) darf namlich nur dann erfolgen, wenn in
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dieser Sache keine weitere Entscheidung in Betracht kommt (vgl. VWGH 21.11.2023, Ra
2021/10/0122 unter Hinweis auf VWGH 29.4.2019, Ra 2018/16/0055, mwN).

Auch das Finanzamt hat nach § 263 Abs. 1 BAO in der Beschwerdevorentscheidung den
angefochtenen Bescheid grundsatzlich — sofern die Bescheidbeschwerde weder als unzulassig
oder als nicht rechtzeitig eingebracht zuriickzuweisen ist (§ 260) noch als zuriickgenommen (§
85 Abs. 2, § 86a Abs. 1) oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3, § 261) zu erkldren ist, nach jeder
Richtung abzuandern, aufzuheben oder die Bescheidbeschwerde als unbegriindet abzuweisen.
Eine ersatzlose Aufhebung (als meritorische Entscheidung) darf nur erfolgen, wenn in dieser
Sache keine weitere Entscheidung in Betracht kommt (vgl. VWGH 29.4.2019, Ra
2018/16/0055).

Die Vorgehensweise des Finanzamtes, neben der Beschwerdevorentscheidung am gleichen Tag
einen weiteren Einheitswertbescheid zum 1.1.2023 zu erlassen, steht daher im Widerspruch
zur Bestimmung des § 263 Abs. 1 BAO. Das Finanzamt hat mit dem weiteren
Einheitswertbescheid zum 1.1.2023 vom 10.2.2025 abermals eine Hauptveranlagung zum
1.1.2023 durchgefiihrt und sollte offensichtlich dadurch der angefochtene
Einheitswertbescheid vom 24.11.2024 ersetzt werden bzw dieser Bescheid zur Umsetzung der
in der Beschwerdevorentscheidung ausgesprochen ,teilweisen Stattgabe” dienen.

Nach § 253 BAO gilt eine Bescheidbeschwerde auch als gegen den spateren Bescheid gerichtet,
wenn ein Bescheid an die Stelle eines mit Bescheidbeschwerde angefochtenen Bescheides tritt.
Diese Voraussetzung trifft auf den (weiteren) am 10.2.2025 erlassen Einheitswertbescheid zum
1.1.2023 (Hauptfeststellungsbescheid zum 1.1.2023) zu und ist daher auch dieser Bescheid
vom Gegenstand des Verfahrens vor dem Bundesfinanzgericht umfasst.

Wie bereits oben naher ausgefiihrt wurde im angefochtenen Einheitswertbescheid vom
24.11.2024 die Art des Grundstiickes zu Recht mit , forstwirtschaftlicher Betrieb” festgestellt
und bleibt daher der Spruchpunkt 1.) unverandert.

Der Spruchpunktes 2.) des Einheitswertbescheides vom 24.11.2024 ist insofern abzuandern, als
statt der Feststellung des Einheitswertes mit einem bestimmten Betrag gemal} § 25 BewG
ausgesprochen wird, dass kein Einheitswert festgestellt wird.

Im Spruchpunkt 3.) wird unverdndert eine Zurechnung des Grundbesitzes je zur Halfte an
*¥EEBF1F*E* und ***Bf2*** qusgesprochen und entfallt lediglich die betragliche Nennung eines
bestimmten anteiligen Einheitswertes.

Der (zusatzliche) in der identen Sache (Hauptfeststellung zum 1.1.2023) am 10.2.2025 vom
Finanzamt erlassene Einheitswertbescheid zum 1.1.2023 ist ersatzlos aufzuheben, weil
ansonsten 2 Entscheidungen in der identen Angelegenheit vorliegen wiirden.
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Zur Information wird abschlieBend bemerkt, dass tiber die Bescheidbeschwerde gegen den
weiteren Einheitswertbescheid vom 10.2.2025 (Wertfortschreibung zum Stichtag 1.1.2024)
eine gesonderte Entscheidung unter der Gz. RV/7101757/2025 ergehen wird.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine ordentliche Revision ist im gegenstandlichen Fall nicht zuldssig, weil sich die Rechtslage
aus den oben zitierten gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen klar ergibt.

Wien, am 16. September 2025

17 von 17



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	Einheitswertbescheid vom 24.11.2024 – Hauptfeststellung zum 1.1.2023
	Grundsteuermessbescheid vom 24.11.2024 – Hauptveranlagung zum 1.1.2023
	Beschwerde
	Vorhalteverfahren
	Beschwerdevorentscheidung vom 10.2.2025
	(neuer) Einheitswertbescheid zum 01.01.2023  – Hauptfeststellung zum 1.1.2023
	Bescheid über die Abänderung gemäß § 295 BAO des Grundsteuermessbescheides zum 01.01.2023
	Vorlageantrag betreffend den Einheitswertbescheid zum 01.01.2023 sowie Beschwerden gegen den Einheitswertbescheid und den Grundsteuermessbescheid zum 01.01.2024
	Vorlagen ans BFG
	Beweisaufnahme

	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (teilweise Stattgabe und Abänderung des Einheitswertbescheides zum 1.1.2023)

	Rechtslage
	Erwägungen zur Hauptfeststellung zum 1.1.2023
	Art des Grundbesitzes
	Zur Höhe des Einheitswertes
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




